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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voft- 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 7. Juli 1862. 


Preußen 


5 Landtags = Verhandlungen. 

ie Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (5. Juli). 
fer dent Behrend eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Mi- 
Wibuncne ; Jinanzminſſter v. d. Heydt, mehrere Regier.Commiſſare. — Die 

Nach find ſpärlich besetzt. 
dem 9 in geſchäftlichen Mittheilungen zeigt Vice-Präfident Behrend 
Schneid e an, daß am Morgen eine Einladung an das Haus von einem 
Heitert ermeiſter zur Kindtaufe und zum Pathenſtehen eingegangen (jubelnde 
00 ft eit). Vice⸗Präſident glaubt, es den Einzelnen überlaſſen zu müſſen, 

ie die Einladung annehmen. 
befpr as Haus tritt in die Tagesordnung. Erſter Gegenſtand iſt der bereits 
Be Ecders Bericht der Budget⸗Commiſſion über die can de Behandlung 

das tats⸗Ueberſchreitungen. Die Commiſſion ſchlägt bekanntlich vor, 
fun 2 wolle beſchließen, die Regierung OA AeTgrbeh 1) die Nachwei⸗ 
SR are etwaigen Etatsüberſchreitungen, 2) die Nachweiſung ſonſtiger extra⸗ 
on ren Ausgaben, welche in dem Staatshaushaltsetat gar nicht vorge 
liche find, alljährlich nach erfolgtem Rechnungsſchluß in der nächſten ordent⸗ 

n Seſſion des Landtages zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen.“ 
Dr Vi dem Eintritt in die Diskuſſion ergreift der Referent Abgeordneter 
FR irchow das Wort: Die bisherige Behandlung der Etatsüberſchreitun⸗ 
3 die Commiſſion nicht dem Artikel 104 der Verfaſſung entſprechend 
u 5 Die Etatsüberſchreitungen ſeien von der allgemeinen Rechnung in 
hab erfaſſung ſtreng getrennt. In Betreff der außerordentlichen Ausgaben 
a ſich eine beſtimmte Praxis im Haufe nicht herausgebildet. Was die 

„gemeine Rechnung anlange, ſo könne die Commiſſion den überaus befrie⸗ 
‚genden Zuſtand konſtatiren, der ſich mit derſelben pro 1859 berausgeſtellt. 
ſich empfehle die Annahme des Commiſſions⸗Antrages, indem er hoffe, daß 

ein allſeitiges Einverſtändniß geltend machen werde. 

ee Patow: Er bedauere, dem Wunſche des Referenten nicht nach⸗ 
Aten zu können, müſſe vielmehr einige Bedenken gegen den Commiſſions⸗ 
S re geltend machen. Der Antrag würde zunächſt eine Vermehrung des 
zur werkes hervorrufen, welche das Haus vermeiden ſollte. Es würde 
0 ein genügendes Urtheil nicht gefällt werden können, wenn die Rech⸗ 
Gtatsnı nicht zugleich mit vorgelegt würden. Alle Umſtände, welche die 
Runge berſchreitungen rechtfertigen, würden erſt aus der Prüfung der Rech⸗ 
5 — fh ergeben. Das Haus würde aus den vorläufigen Be⸗ 
nungstam der Etatsüberſchreitungen in eine ſchiefe Lage der Ober⸗Rech⸗ 
die fi . gegenüber gerathen, denn es ſei ſehr leicht möglich, daß dieſe, 
andere mit den Etatsüberſchreitungen ebenfalls zu befaſſen babe, zu ganz 
Vorhand Reſultaten kommen könne, als das Haus. Die Nothwendigkeit ſei 
echn en, daß trotz der Feſtſetzung des Hauſes die Thätigkeit der Ober⸗ 
ei führt Kammer dennoch eintrete, und dadurch können leicht Conflicte her⸗ 
5 hrt werden. Die Staatsregierung habe weit über feine, des Redners, 
mer artungen hinaus, Zuſagen gemacht in Betreff der Ober⸗Rechnungskam⸗ 
f „Heiterteit.), und es laſſe ſich nicht verantworten, daß man denſelben 
genſtand, über den man die Bemerkungen der Ober⸗Rechnungskammer 
zalhen oder zwei Jahre ſpäter erhalte, vorher ohne dieſe Bemerkungen be⸗ 
Wed wolle. Die Beſchlüſſe des Hauſes würden oft nicht aufrecht erhalten 
mer eir können, nachdem daſſelbe die Bemerkungen der Ober⸗Rechnungskam⸗ 
lichereg eſeben. Es gebe aber für eine politiſche Körperſchaft nichts gefähr⸗ 
faffun . eine doppelte Berathung über denſelhen Gegenſtand. Die Ver⸗ 
fa wg rkunde habe mit großem Bedacht nur für Abänderungen der Ver⸗ 
Kn die Urkunde ſelbſt eine doppelte Berathung feſtgeſetzt und bei der zwei⸗ 
—— Berathung ausgeſchloſſen. Da es oft kommen könne, daß die Ver⸗ 
ganz ung, der die Bemerkungen der Ober⸗Rechnungskammer vorliegen, eine 
zunehmen re ſei, als die, welche die früheren Beſchlüſſe gefaßt, ſo jei leicht an- 
geſährli daß dieſe auch zu anderen Reſultaten kommen könne. Das ſei 
an re Im Intereſſe des Hauſes ſelbſt wünſche er deshalb eine Ableh⸗ 

2 es erſten Antrages der Commiſſion und daß es bei dem bisherigen 
5 4 verbleibe. Mit dem zweiten Antrage der Commiſſion ſei er ein⸗ 

[a2 = 

‚‚Ömanzminifter v. d. Heydt: Wenn der Reg.⸗Commiſſar in der Com⸗ 
aunlon die Bereitwilligkeit der Regierung ausgeſprochen habe, dem Commiſ⸗ 
1 beizutreten, ſo ſei dies nicht nur geſchehen, um in Finanz⸗An⸗ 
5 Beate: den Wünſchen des Hauſes entgegenzukommen, ſondern deshalb, 
Pr die Regierung ſelbſt das größte Intereſſe habe, über die Etatsüberſchrei⸗ 
Bon ſobald als möglich die definitive Genehmigung des Hauſes zu erhal: 
ten, wodurch fie von der Verantwortlichkeit befreit würde. Er könne auch 
letzt die in der Commiſſion ausgeſprochene Bereitwilligkeit nur wiederholen, 
agegen müſſe er mit dem Vorredner anerkennen, daß eine vollſtändige 
deberſcht nur gewonnen werde, wenn die Etatsüberſchreitungen zugleich mit 
er Rechnung vorgelegt würden. Er müſſe auch darauf hinweiſen, daß die 
berrechnungs⸗Kammer bis dahin die Rechnungen nicht revidirt habe und 
alſo auch nicht in der Lage ſei, bis dahin ihre Bemerkungen zu machen. 
n ſo weit nun die Regierung ſolche Nachweiſungen vorzulegen haben 
werde, liege es in der Abſicht, dieſe Nachweiſungen ſo zu motiviren, wie der 
orredner angedeutet habe. Er könne alſo den Beſchluß über den Antrag 
er Commiſſion dem Hauſe nur anheimſtellen. 
= 7 agen: Es handle ſich nur vorläufig um eine Indemnität für 
wischen Gols von der Regierung gemachten Auslagen. Ein Widerſpruch 
25 erhalte i. eberſchreitun en und extraordinären Ausgaben beſtebe nicht. 
pöchtt wicht in dem Nachweis nicht blos ſchätzbares Material; derſelbe ſei 
Vorjahres 1 es gewiß nützlich ſei, rechtzeitig von den Ausgaben des 
Et > r 1 lochtet zu ſein, damit man darauf Rückſicht bei den nächſten 
8 als 9 4 75 1861 So z. B. weiſe der Etat bei der General⸗Ordens⸗ 
ommiſſion für Diet eine Ausgabe von 37,000 Thlr. nach (Erſtaunen), fonit 
nur von 7000, Die ace ſei gewiß intereſſant für die Berathung die⸗ 
ſes Kapitels beim nächſten Gtat. Herr v. Batom vermiſche die vorläufige 
Genehmigung mit der ſchließlichen Entſcheidung der Landesvertretung über 
die Rechnung ſelbſt. In der hieſigen Communal⸗Verwaltung ſei ein ganz 
ähnliches Verhältniß; es müſſe ſofort nach dem Abſchluß des Etats der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung eine vorläufige Mittheilung der Etats⸗Ueber⸗ 
ſchreitungen u. ſ. f. gemacht und die Genehmigüng eingebolt werden. Es 
mülſſe freilich eine allgemeine Motivirung hinzugefügt werden. Das ſei noth⸗ 
wendig, damit man wiſſe, weshalb der Etat überſchritten worden. — Abg. 
Oſterrath. Auch jetzt ſchon erhalte man früh genug Kenntniß von dem 
Zuſtand des Rechnungsweſens. Es handle ſich hierbei wohl hauptſächlich 
blos um eine Reviſion der Rechnungen. Aber damit ſei es wie mit einer 
Kaſſe. Traue man Jemand einmal nicht, ſo nützen alle Belege nicht, man 
ſei doch nicht überzeugt. (Heiterkeit.) Die Thätigteit der früheren Budget⸗ 
Commiſſion könne er nicht für jo unbedeutend halten, wie man fie jetzt zu⸗ 
weilen geſchildert, aber beſondere Verhältniſſe hätten dringend geboten, keine 
derartigen Anträge zu ſtellen. Unſer Rechnungsweſen ſei ein muſterhaftes; 
man brauche nicht Beiſpiele von Belgien, dialen und gar von der Stadt 
Berlin herzunehmen. (Heiterkeit rechts.) Er werde aber nicht gegen den 
Antrag ſtimmen, wenn er denſelben auch nicht für begründet halte, weil er 
dem Rechnungsweſen unſerer Regierung vertraue. 

Abg. v. Hennig (Straßburg): Die Richtigkeit der Staatsrechnungen 
bezweifte Niemand. Her Antrag ſei geſtellt worden, um zu erfahren, in 
wie weit die Regierung ſich innerhalb des genehmigten Budgets bewegt 
habe. In dieſer Seſſion habe man freilich die Rechnungsabſchlüſſe frühzeitig 
erhalten, weil es eine Sommer⸗Seſſion ſei. Man prüfe jetzt die Rechnun⸗ 
gen von 1859. Gerade, weil es ein Uebelſtand ſei, daß eine ſpätere Lan⸗ 
desvertretung das prüfen ſolle, was eine vorhergehende bewilligt, wünſche 
er nun, daß wenigſtens bei dieſen Etats⸗Ueberſchreitungen u. ſ. f. dieſelbe 
Landesvertretung noch einen Einblick erhalte. Mit der allgemeinen Rech⸗ 
nung habe dieſe vorläufige Prüfung nichts zu thun. Die Regierung müſſe 
ihre Ueberſchreitungen auch begründen. Sie brauche ja nur mitzutheilen, 
daß ſie z. B. mehr Holzſchlägerlohn Fete an weil ein von Raupen zer⸗ 
ſreſſener Theil des Waldes niederzuſchlagen geweſen ſei. Abg. Hagen habe 
Berlin nicht als Muſter⸗Finanz⸗Staat e ſondern nur im Allge⸗ 
meinen gejagt, daß bei der berliner Finanz⸗Verwaltung ähnliche Verhältniſſe 
exiſtirten. Wie der Abg. Oſterrath in den Gründen gegen den Antrag 
ſein und doch für ihn ſtimmen könne, begreife er nicht. 

Abg. v. Patow. Wenn der Abg. v. Hennig geſagt, Etats⸗Ueberſchrei⸗ 
tungen hätten mit den Rechnungen nichts zu thun, ſo ſei das eine kühne 
Behauptung. Um nur im Allgemeinen Auskunft zu erhalten, brauche man 


ſich ja nur an die bisherigen Mittheilungen zu halten. Auch jetzt ſtehe Je⸗ 
dem Einſicht in den Rechnungszuſtand frei. Ein Unterſchied zwiſchen Etats⸗ 
Ueberſchreitungen und extraordinären Ausgaben beſtehe ſehr wohl. Etats⸗ 
Ueberſchreitungen beſtänden gewöhnlich aus einer Maſſe einzelner Poſitio⸗ 
nen, von denen eigentlich jede einzelne eine Etats⸗Ueberſchreitung enthalte. 
Darüber könne das Haus nicht ſo ſchnell entſcheiden, das müſſe zuerſt an 
die Ober⸗Rechnungskammer kommen. Anders bei extraordinären Ausgaben. 
Die beträfen gewöhlich beſtimmte Fälle, z. B. in einem jetzt vorliegenden 
Falle der Bau eines abgebrannten Hauſes und Aehnlſches. Hierbei könne 
das Haus ſehr gut entſcheiden. — Die berliner Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung ſei wegen der Kleinheit der Verhältniſſe im Stande, Alles viel leich⸗ 
ter zu überſehen, alſo auch zu entſcheiden. Hier handle es ſich um mehr, 
um ein ganzes Land. — Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Ref. Virchow: Auch in der Commiſſion habe Niemand an dem aus⸗ 
gezeichneten Zuſtande unſeres Rechnungsweſens gezweifelt. Es handle ſich 
nicht um Entlaſtung der Staatsregierung, ſondern auch wie ausdrücklich her⸗ 
vorgehoben, um vorläufige Genehmigung. Wenn die Regierung damit ein⸗ 
verſtanden ſei, ſo werde das Haus eine genauere Ueberſicht erhalten und 
ſtrenger prüfen können. Schon jetzt enthalte der Etat für 1863 den Nach⸗ 
weis der Etats⸗Ueberſchreitungen für 1861. Man könne alſo dieſe jetzt auch 
vorläufig genehmigen. e erhalte man durch den Nachweis eine 
Hindeutung auf manche Eventualitäten und werde auf die Zukunft aufmerk⸗ 
ſam gemacht. Es könne z. B. von Wichtigkeit ſein, aus einer ſtärkeren 
Ausgabe für Holzſchlägerlohn bei Zeiten zu erſehen, ob nicht die Regierung 
allzuſtark gegen die Staatswaldungen losgehe. — Es wird Theilung der 

rage beantragt: für Nr. 1 (Nachweis der Etats⸗Ueberſchreitungen) erhebt 
ich faſt das ganze Haus, mit Ausnahme der katholiſchen und der Vinckeſchen 
Fraction; für Nr. 2 (Nachweis der extraordinären Ausgabe) das ganze Haus. 

Der Commiſſions⸗Vorſchlag iſt hiermit angenommen. 

Es folgt die Berathung des Budgetberichts über die Etats der direkten 
und indirekten Steuern, ſowie der Salzmonopolverwaltung für 
1862 und 1863. Ausführliches aus dieſem Berichte iſt ſchon mitgetheilt. 
Bei dem Eintritt in die Diskuſſion wird folgender reichlich unterſtützter An⸗ 
trag des Abg. Waldeck eingebracht: „Das Haus der Abg. wolle be⸗ 
ſchließen: daß zwar in eine gleichzeitige Berathung der Berichte über die 
Spezial⸗Etats für 1862 und 1863 eingetreten werden kann, daß auch in An⸗ 
ſehung der Spezial⸗Etats für 1863 Beſchlüſſe, welche Abſetzungen vom Etat 
oder Erklärungen des Hauſes zum Gegenſtande haben, gefaßt werden können, 
daß aber die Beſchlüſſe über die Feſtſetzung der einzelnen Poſitionen der 
Spezial Etats für 1863 ausgeſetzt bleiben müſſen, bis der ganze Etat für 
1862 durch Beſchluß des Hauſes feſtgeſetzt worden iſt.“ In den Motiven 
heißt es: „Wenn die Budget⸗Kommiſſion aus Zweckmäßigkeitsrückſichten die 
Berathung und Beſchließung über die Spezial-CtatS kombinirt hat, und das 
Haus aus ähnlichen Rückſichten ihr auf dieſem Wege folgen will, ſo es doch 
nach der Lage der Dinge auf das Dringenſte geboten, daß, bevor nicht der Etat von 
1862 in ſeiner Totalität angeommen worden, keine Feſtſetzung und Bewilli⸗ 
gung der einzelnen Etatspoſitionen von 1863 durch einen Beſchluß des Hau⸗ 
ſes erfolgt. Dieſe einzelnen Feſtſetzungen bilden die Grundlage des ſchließ⸗ 
lich zu faſſenden Beſchluſſes über die Annahme des Geſetzentwurfs im Ganzen, 
welche alſo eine Konſequenz derſelben ſein würde. Das Haus darf, ehe die 
hochwichtige Feſtſetzung des Budgets von 1862, einſchließlich des Militär⸗ 
Etats erfolgt iſt, auch ſolche Grundlagen nicht geben. Zudem hat das Ganze 
ar P von 1862 möglichen Einfluß auf das Einzelne derjenigen 
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Ueber den Antrag und die Art, wie er zu behandeln ſei, erhebt ſich eine 
lange Debatte. Im Falle, daß derſelbe an die Budget⸗Commiſſion zur Be⸗ 
richterſtattung verwieſen werde, womit ſich der Antragſteller bald einverſtan⸗ 
den erklärt, frägt es ſich, ob bis dahin die bevorſtehende Etatsdebatte ganz 
oder theilweiſe auszuſetzen ſei. Von Seiten der Abg. Kühne, v. Vincke, 
Stavenhagen wird geltend gemacht, daß die Abſtimmungen über die 
einzelnen Poſitionen der Etats für 1863 doch nicht eher definitive Geltung 
erlangten, als bis die Schlußabſtimmung über die Geſammtſumme erfolgt 
5 NT könne ja bis nach Erledigung des Budgets für 1862 ausge: 
e eiben. 

Abg. v. Vincke ſieht einen Hauptgrund der ungewiſſen Stellung, die 
der Antrag einnehme, in der ſpäten Einbringung deſſelben, auf deren Mo⸗ 
tive er nicht näher eingehen wolle. Das hätte um ſo mehr vermieden wer⸗ 
den ſollen, je ernſter die Gründe des Antrages ſeien, die er aus der Be⸗ 
ſorgniß herleitet, die Regierung möchte, wenn nur erſt das Budget für 1863 
durchberathen ſei, das künftige Jahr die Kammern nicht einberufen. 

Abg. Waldeck betont den Ernſt ſeines Antrages leine aufgeregte Scene 
entwickelt ſich dabei, als von den Bänken der Fraktion Vincke ein Lachen 
ertönt, und der Abg. Waldeck ſich dagegen mit der Bemerkung wendet, er 
„verbitte ſich“ das Gelächter, wo es ſich um ſo ernſte Dinge handle. Große 
Unruhe auf der Rechten. Der Präſident bedeutet den Redner, daß er 
len) 8 für die Ordnung im Haufe zu ſorgen und Verweiſe zu 
ertheilen habe). | 

Von dem Abg. v. Hoverbeck wicd beantragt, die Berathung des vor: 
liegenden Etats für 1863 einſtweilen auszuſetzen. Widerſpruch dagegen er⸗ 
folgt ſeitens der Abgeordneten Krauſe (Magdeburg), v. Roſenberg⸗Li⸗ 
pinsky, v. Mallinkrodt. : 2 

Der Fin anzminiſter erklärt, die Regierung habe kein beſonderes In⸗ 
tereſſe dabei, ob die Etats für 1862 und 1863 gemeinſam berathen würden; 
wegen der Beſchleunigung des Geſchaͤftsganges jedoch wünſche er eine Tren⸗ 
nung nicht; ein Bedenken gegen die gleichzeitige Berathung der Etats könne 
er nicht anerkennen, da nur die Abſtimmung über das Ganze der Stats 
maßgebend ſei. Schließlich wird der Antrag v. Hoverbed’3 bei Stim⸗ 
menzählung mit 142 gegen 112 Stimmen abgelehnt. Der Waldeck' ſche 
Antrag faſt einſtimmig an die Budget⸗Commiſſion verwieſen. 

Es wird nunmehr in die Berathung eingetreten. Der erſte Antrag, zu 
dem die Discuſſion führt, iſt die bei Tit. III. Klaſſenſteuer geſtellte Reſoln⸗ 
tion: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die kgl. Regierung 
aufzufordern, in der nächſten Seſſion einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch 
welchen beſtimmt wird, daß in Zukunft über alle wider die Klaſſenſteuer⸗ 
veranlagung eingehenden Reclamationen in letzter Inſtanz eine durch Pro⸗ 
vinzialvertretung für jeden Bezirk zu wählende Reclamations⸗Commiſſion 
entſcheiden ſoll.“ — Hierzu iſt von dem . Rohden ein Amendement 
vorgeſchlagen: das Haus wolle beſchließen, die Staatsregierung aufzufordern, 
in der nächſten Seſſion einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen, unter 
Aufhebung des § 17 des Geſetzes vom 1. Mai 1851 beſtimmt wird, daß 
über die wider die Klaſſenſteuerveranlagung eingehenden Reclamationen, bei 
welchen die Bezirksregierung dem Gutachten der Commiſſion nicht beitritt, 
zunächſt eine Reclamations⸗Commiſſion entſcheiden ſoll, welche von der Pro⸗ 
vinzialvertretung für jeden Bezirk zu wählen und aus Mitgliedern der Be⸗ 
zirksregierungen zu ergänzen iſt. — Abg. Graf Bethuſy⸗Huc beantragt: 
aus dem Commiſſions⸗Antrage die Worte: „in 1 5 Inſtanz“, ſtreichen 
— Abg. Reichenſperger (Beckum) gegen den Commiſſions⸗A Hi; Die 
Reſolution gebe nur eine allgemeine Deutung, welche einen klaren Blick in 
das nicht gewähre, was die ommiſſion eigentlich wolle. Keine Specialitä⸗ 
ten, keine Modalitäten ſeien angegeben, und ein Paſſus im Commiſſionsbe⸗ 
richte widerſpreche dem Antrage direkt. Er wolle nicht behaupten, daß das 
bisherige Procediren über jeden Einwurf erhaben ſei. Er theile die Beden⸗ 
ken der Commiſſion, könne aber dem von ihr vorgeſchlagenen Hilfsmittel 
nicht beitreten. Der Antrag Rohden ſcheine eher eine Abhilfe zu verſchaffen. 
Wenn er eine Reſolution vorſchlagen follte — wovor er ſich ſehr hüten 
werde — ſo würde er die gänzliche Beſeitigung der Klaſſenſteuer beantragen 
und den Erſatz derſelben etwa durch eine Luxusſteuer. Jede Steuer ſei 
ein Uebel, aber Steuern ſeien nun einmal nothwendig; die indirekte Art der 
Steuer verdiene vor der direkten den Vorzug, für ihn ſchon deshalb, weil die 
direkte Steuer oft Steuerexecutionen nothwendig mache. Dieſe Erecutionen 
ſeien der direkte Ruin der Familie; er könne Beiſpiele anführen, wo die 
Executionen Veranlaſſung zur Auswanderung geweſen ſeien. Die Staats⸗ 
regierung habe Beranlafıma, von dem Syſtem der direkten Steuern nach 
und nach abzugehen. Die Commiſſion ſcheine eher dahin zu neigen, die 
direkten Steuern zu erhöhen, und das ſcheine ihm ein gefährlicher Weg zu 
ſein. Er wünſche, daß die Staatsregierung dieſen wichtigen Gegenſtand in 
Erwägung nehmen möge. — Der Reg.⸗Commiſſar: Die Staaksregierung 
könne beiden Anträgen nicht beitreten; er verweiſe auf ſeine in dem Berichte 
gegebenen Aeußerungen. Die Zahl der Klaſſenſteuerreclamationen ſei eine ſo 


große, daß ſie nur in der Form, wie ſie jetzt behandelt werden, entſchieden 
werden können. Die Kreisvertretung könne nicht einmal die Verhältniſſe der 
Kreiseingeſeſſenen genügend beurtheilen; viel weniger würde die gemiſchte 
Commiſſion, wäre ſie auch noch ſo groß, die Reclamationen aus dem ganzen 
Bezirk entſcheiden können. Der Antrag wäre ſomit unausführbar. (Der 
7 ſpricht übrigens ſo undeutlich, daß er ſehr wenig zu ver⸗ 
ſtehen iſt. 

Abg. Rohden für ſeinen Antrag: Er theile die Bemerkung des Comm.⸗ 
Berichtes, daß ein weitverbreitetes Mißtrauen beſtehe, hinſichtlich des Ver⸗ 
fahrens der Regierung bei Reclamationen pe die Klaſſenſteuer. Sein 
Antrag, dieſen Uebelſtand zu beſeiten, unterſcheide ſich von dem der Com⸗ 
miſſion in drei weſentlichen Punkten: er wünſche nicht in allen Fällen die 
Entſcheidung durch die von der elde mit e amal zu wählende Recla⸗ 
mations⸗Commiſſion, um nicht dieſelbe mit Reclamationen zu überhäufen; 
auch theile er die Ansicht des Commiſſionsvorſchlages nicht, daß die Recla⸗ 
mations⸗Commiſſion in dritter Inſtanz entſcheiden ſolle, dies würde den 
Uebelſtand herbei führen, daß die generelle Grundlage über die Veranlagung 
der Klaſſenſteuer für alle Provinzen verloren ginge, während er im Inter⸗ 
eſſe einer gleichmäßigen Behandlung die letzte Inſtan dem Finanz⸗Miniſter 
übertragen wolle; endlich wolle er Mitglieder der Bezirks⸗Regierungen zu⸗ 
gezogen wiſſen, damit die Reclamations⸗Commiſſton gleich die Anſichten der 
Regierung höre. — Der Regierungs⸗Commiſſar: Empfehle ſich auch 
der Antrag des Abgeordneten Rohden als praktiſcher, jo müſſe doch auch 
ihm die Regierung als zu ſchwerfällig entgegentreten. Die Entſcheidung über 
Reclamationen gegen die Klaſſenſteuer werde dadurch zu ſehr hinaus geſcho⸗ 
ben. Auch im Intereſſe einer gleichmäßigeren Veranlagung der Klaſſenſteuer 
müſſe ſich die Regierung gegen das Amendement Rohden erklären. 

Abg. Dr. Waldeck ſtimme mit dem Prinzip des Commiſſions⸗Antrages 
vollkommen überein, auch ſeien ihm aus ſeiner Provinz viele Klagen über 
die Härte der Abſchätzung zu Ohren gelangt. Das Prinzip erkenne er eben⸗ 
falls an, daß in letzter Ven gewiſſermaßen eine Jury über die Reclama⸗ 
tionen entſcheide. Die Exiſtenz der Kreisſtände und Provinzialſtände aber 
ſtehe nicht auf geſetzlichem Boden und er könne deren Competenz bei der bes 
vorrechteten Stellung der Rittergutsbeſitzer u. ſ. w. auch für keine ange⸗ 
meſſene halten. Man könnte allerdings dem Antrage beiſtimmen, wenn man 
unter Provinzialvertretung eine aus der Gemeinde: und Kreisvertretung her⸗ 
vorgegangene, wie ſie das Geſetz von 1850 gewollt, verſtehe, und eine Vor⸗ 
lage in dieſem Sinne in der nächſten Seſſion erwarten könute. Von dieſem 
Miniſterium ſei ein ſolcher indeß nicht zu hoffen. Aus demſelben Grunde 
könne er dem Antrage Rohden auch nicht beiſtimmen. — Abg. v. Hennig 
(Straßburg): Auch bei Anerkennung des Prinzipes, das der Abg. Waldeck 
ausgeſprochen, könne man dem Antrage der Commiſſion zuſtimmen, wenn 
man die Ueberzeugung habe, daß die gegenwärtige Klaſſenſteuer mit großen 
Unzuträglichkeiten, mit einer großen Ungleichmäßigkeit verbunden ſei. Dem 
Abg. Reichenſperger (Beckum) könne er ſchon deshalb nicht beiſtimmen, weil er 
demſelben entgegen die direkten Steuern für die allein richtigen halte. Die 
Steuerexekutionen ſeien nicht die Folge der direkten Steuern, ſondern der 
zu hohen Steuern. Die 3 der indirekten Steuern ſeien Steuerdefrau⸗ 
dationen, und dieſe halte er für weit gefährlicher. Der Satz der Regierungs⸗ 
Commiſſion ſei nicht ganz richtig, daß indirekte Steuern nur der bezahle, der 
im Stande ſei, ſie zu bezahlen, z. B. bei der Schlacht⸗ und Mahlſteuer müſſe 
eben jeder zahlen, der nicht verhungern wolle. Er ſei daher für die Beibee 
haltung der Klaſſenſteuer, weil da Jedermann wiſſe, was der Staat koſte, 
und was er beitrage zum allgemeinen Beſten, wie dies denn überhaupt ein 
Vorzug der direkten Steuern ſei. Anders ſtehe es in der vorliegenden 
Frage. Die Klaſſenſteuer habe ſich durchaus nicht im Verhältniß 
mit der Bevölkerung und dem Einkommen geſteigert. Die jetzige 
Einſchätzung tauge nichts. Die Kreiseingeſeſſenen könnten beſſer die Ein⸗ 
ſchätzung vornehmen, als der Departementsrath, der ſich vom Schulzen Be⸗ 
liebiges vortragen laſſe. (Sehr wahr!) Gerade die vielfältigen Reclama⸗ 
tionen, auf die ſich der Regierungs⸗Commiſſar berufe, bewieſen, daß die 
Einſchätzung der Regierung meiſt eine unrichtige ſei. Er bitte deshalb, für 
den Antrag der Commiſſion zu ſtimmen, da nach dieſem erreicht werden 
würde, daß An die Klaſſenſteuer dieſelben Grundſätze zur Geltung kämen, 
wie für die Einkommenſteuer, daß Jedermann beſteuert werde nach ſeinem 
Vermögen. Er bitte daher auch um Verwerfung aller Amendements. 

Abg. v. Patow hält den Rohden'ſchen Antrag für annehmbarer, als 
den Commiſſions⸗Antrag. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc (auf der Tribüne faſt unverſtändlich). Er 
freue ſich, im gemeinſamen Kampf gegen das büreaukratiſche Element mit 
ſeinen ſonſtigen Feinden faſt einverſtanden zu ſein. Sein Amendement, wie 
er ſelbſt geſtehe, ſei auch noch mangelhaft. Niemand, der die Fähigkeit zum 
Einſchätzen der Klaſſenſteuer beſitze, dürfe ſich der Theilnahme an einer Com⸗ 
miſſion entziehen. Sie müſſe aus Klaſſenſteuerpflichtigen und unparteiiſchen, 
d. h. ſolchen, die Einkommenſteuer zahlten, gebildet werden. 

Abg. Harkort: Alle Steuern, bei deren Einſchätzung die Regierung 
Einfluß habe, alſo directe und indirecte, ſteigen fortwährend. 

Woher komme es, daß die Verbrauchsſteuern nicht ſtiegen? Er überlaſſe 
dieſe Frage dem Reg⸗Commiſſar zur Berückſichtigung. 

Abg. Reichenſperger (Beckum) wiederlegt eine Aeußerung des Abg. 
v. re Na einem Paragraphen der Finanzwiſſenſchaft von Malchus 

Abg. Fryſtazki belegt die Ungleichheit der Steuern mit einem Beweis 
aus ſeiner Gegend. 

Ein Amendement des Abg. Stavenhagen, dahin lautend: in dem 
Commiſſions⸗Antrage ſtatt der Worte: „in letzter Inſtanz“, „an Stelle der 
Regierung“ zu ſetzen, findet ausreichende Unterſtützung. i 

Graf Bethuſy⸗Huc zieht fein Amendement zurück. 

Abg. Plaßmann: Die Einſchätzung müſſe geändert werden, nicht die 
Art der Reclamation. Die jenige Einſchätzungs⸗ und Kreis⸗Commiſſionen 
hätten nicht das Recht, ſich dem Volke gegenüber wegen ihrer Einſchätzungen 
zu rechtfertigen. Deshalb wolle keiner mehr zu ihnen gehören. Auch ſuch⸗ 
ten ſie die Steuer herabzuſetzen, ſo viel als möglich, um die Klagen ihrer 
Mitbürger nicht zu hören. Die Inſtruction der Regierung widerſpreche ſon⸗ 
ſtigen Anführungen der Regierung. Der Rohdenſche Antrag fei ver beite. 

Abg. Faucher: Das Haus werde ſein Steuerbewilligungsrecht ſchlecht 
wahren, wenn es nicht dafür ſorge, daß die Einſchätzung einer von ihm be⸗ 
willigten Steuer nach den Prinzipien erfolge, von denen das Haus ſelbſt ge⸗ 
leitet werde. Deshalb halte er den Vorſchlag der Commiſſion, der dieſes 
Prinzip gewahrt wiſſen wolle, für einen guten. Natürlich müßten die Ein⸗ 
ſchätzungs⸗Commiſſionen in verſchiedenen Provinzen verſchieden ſein. In 
einer Provinz gebe es ſehr ſparſame Leute, die nicht gern viel Steuern 
zahlen wollten, in einer andern ſolche, die gern dick thun wollten mit ihrem 
großen Vermögen. (Heiterkeit) Darauf müßten die Commiſſionen Rückſicht 
nehmen. Nehme man das Stavenhagen'ſche Amendement an, fo bleibe der 
Regierung nur noch eine Stelle, von welcher ſie einwirken könne, und das 
ſei gut. Auf dieſe Weiſe ſchreite man allmählich vorwärts. — Den Vor⸗ 
würfen, die der Abg. Reichenſperger gegen die direkten Steuern vorgebracht, 
müfje er mit der Bemerkung begegnen, daß die indirekte Steuer mit der 
Steuer⸗ Exekution anfange, da ſie Jeden zwinge, ſie zu zahlen. Bei der 
direkten Steuer könnten Exekutionen vorkommen, die indirekte ſei eine fort⸗ 
währende Exekution. Die direkte appellire an den Gemeinſinn der Bürger; 
die indirekte ſetze Sclaven voraus. Die indirekte brauche den Hunger als 
ſchlimmſten Crekutor: „zahle oder hungere!“ und führe leicht zum Betruge von 
Seiten des Steuerzahlers. Was die Hinweiſung auf Malchus betreffe, ſo 
frage er, woher der Abgeordnete wiſſe, daß der Abg. v. Hennig das Buch 
nicht geleſen? Wenn es dahin komme, daß man ſich hier ge enſeitig auf 
Bücher verweiſe, ſo ſei es beſſer, man bleibe zu Hauſe und lese ie da. Was 
jenes Buch betreffe, ſo habe er es geleſen, und halte es in Gemeinſchaft mit 
der ganzen wiſſenſchaftlichen Kritik für das allerſchlechteſte (Heiterkeit). 

Abg. Hoffmann: Die Veranlagung der Klaſſenſteuer geſchehe jo recht 
aus dem Herzen der Gemeinde, allein es komme vor, daß dieſe Abſchätzun 
von der Regierung abgeändert werde. Der Antrag Rohden werde weſentlie 
die Schwierigkeiten vermeiden, die der Commiſſions⸗Antrag hervorrufe. Die 
Commiſſionen würden die Reklamationen nicht bewältigen können. Die 
Kreisvertretung ſei auch kompetenter, als die Provinzialoertretung, weshalb 
er den Antrag empfehle. 

Abg. Förſter: Es frage ſich, woher in den letzten Jahren jo große 
Klagen gegen die Einſchätzungen erhoben ſeien, und ihm ſei geſagt worden, 
daß dies eine Folge der geſchärften Inſtructionen der Regierung ſei. Der 


Antrag der Commiffion werde keine Folge haben; hätte aber die Commiſſion 
den Antrag an die Regierung geſtellt, von dieſem geſchärften Verfahren, 
von den Inſtructionen abzulaſſen, ſo würde vielleicht eher ein Erfolg erzielt 
worden ſein. Die Discuſſion wird geſchloſſen. 

Der Referent Techow bemerkt ſchließlich, daß die Commiſſion das gethan, 
was Reichensperger immer verlangt habe; heute erkläre derſelbe ſich nun auch 
gegen dieſen Antrag der Commiſſion, dieſe ſcheine alſo ſich in die unglückliche 
Lage ergeben zu müſſen, daß ſie auf ſeine Unterſtützung werde verzichten 
müſſen. Die Commiſſion wünſche den Druck zu erleichtern, der nach den all⸗ 
2 Klagen auf der Einschätzung ruhe. Die Streichung der Worte „in 
etzter yıltang verhindere gerade das, was die Budget⸗Commiſſion wolle; 
ſie wolle gerade der neuen Reklamations⸗Commiſſion dieſe Entſcheidung 
letzter Inſtanz ſichern, und bei dieſer würden ſich auch die Betroffenen weit 
eher beruhigen. Ehe die Entſcheidung an die letzte Inſtanz komme, ſei die 
Regierung bereits gehört worden; der Antrag der Commiſſion faſſe das 
Uebel an der Wurzel an. Bei der Abſtimmung werden die Amendements 
verworfen, der Commiſſions⸗Antrag angenommen. (Fortſetzung folgt.) 


Berlin, 5. Juli. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht, den nachſtehenden kaiſerlich ruſſiſchen Poſtbeamten Orden 
und Ehrenzeichen zu verleihen, und zwar: den rothen Adlerorden dritter 

Klaſſe: dem Collegien⸗Rath und Gouvernements⸗Poſtmeiſter Alexejeff in 
Kowno, dem Hofrath und Secretär beim Poſt⸗Departement in St. Peters⸗ 
burg von Tſchirikoff; den rothen Adlerorden vierte Klaſſe: dem Vorſteher 
des Grenz⸗Poſtamts in Kibarty, Rekosz; das allgemeine Ehrenzeichen: dem 
Eiſenbahn⸗Voſtbegleiter Malinowski und dem Sortir⸗Poſtbeamten a. D. 
Slawinski in Kowno. { 

Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: den Kreisgerichts⸗Di⸗ 
rector Adriani zu Bochum in gleicher Eigenſchaft an das Kreisgericht in 
Dortmund zu verſetzen; jo wie den bisherigen Stadtrichter Ford hierſelbſt 
zum Stadtgerichts⸗Rath zu ernennen, und dem bei der Staatsanwaltſchaft 
des hieſigen Stadtgerichts beſchäftigten Gerichts⸗Aſſeſſor Schmieden den 
Charakter als Staatsanwalt zu verleihen. (St.⸗Anz.) 

Berlin, 5. Juli. [Neuwahl.] Bei der geſtrigen Nachwahl in 
Bärwalde iſt der langjährige Abgeordnete des koͤnigsberg⸗ſoldiner 
Wahlkreiſes Präſident Dr. Lette mit 142 von 248 Stimmen wieder⸗ 
gewählt worden. Die Conſervativen ſollen ſich der Abſtimmung ganz 
enthalten haben. 

Die „Tribüne“ ſchreibt; Eine Nachricht, welche in allen Kreiſen die leb⸗ 
baftefte Senſation erregen dürfte, kommt uns ſoeben von gut unterrichteter 
Seite zu Ohren. Johanna Wagner, die unvergleichliche Sängerin und Dar⸗ 
ellerin des Romeo, befindet ſich in der Irrenanſtalt bei Zehlendorf; als 

„Wahnſinnige. Der Grund ihrer Geiſtesſtörung ſoll, wie die Fama willen 
will, in der Verſchwendung eines ihr nahe ſtehenden Mannes, welche auch 
die Entſchädigungsſumme von 22,000 Thlr., die Frau Jachmann bei ihrem 
Abgange vom lönigl. Theater erhielt, aufgezehrt hat, zu ſuchen ſein. Das 
Schickſal diſeer Frau iſt ein in der That unverdientes zu nennen. 


Der Abg. v. d. Leeden (Brieg) ſtellt in der Militärfrage eine Reſolu⸗ 
tion, welche lautet: 

n Erwägung, daß die ſogenannte Reorganiſation der Armee ſeitens der 
Landesvertretung ſowohl im Jahre 1860 wie im Jahre 1861 lediglich als 
ein Zuſtand vorübergehender Kriegsbereitſchaft betrachtet und nur auf Grund 
extraordinärer Geldbewilligungen von der Staatsregierung ins Leben geru⸗ 
fen worden iſt; daß, nachdem die damals gehegten Kriegsbefürchtungen ge⸗ 

chwunden ſind, die fernere Aufbietung von jährlich 9 Millionen Thalern 
und eine ſtehende Armee von 215,000 Mann eine nicht länger zu rechtferti⸗ 
gende Benachtheiligung der übrigen Verwaltungszweige und eine im Ver⸗ 
gleiche zu den militäriſchen Vortheilen ganz unverhältnißmäßige Anſpannun 
der volkswirthſchaftlichen Kräfte des Landes zur Folge haben würde; daß 
gleichwohl aber die Landesvertretung im Hinblicke auf den hiſtoriſchen Beruf 
Preußens als Hort Deutſchlands und als europäiſche Großmacht von dem 
aufrichtigen Wunſche durchdrungen iſt, gegenüber der wachſenden Centrali⸗ 
ſation der übrigen Großſtaaten auch die Wehrkraft Preußens über das frü⸗ 
here Maß hinaus zu erhöhen; daß die Landesvertretung jedoch eine ſolche 
erhöhte Wehrhaftigkeit keineswegs in einer rein mechaniſchen Vergrößerung 
der ſtehenden Armee, ſondern einzig und allein in einer zeitgemäßen Fort⸗ 
entwickelung des von Scharnhorſt Weiße une und durch das Geſetz vom 
3. September 1814 in glänzendſter Weiſe anerkannten Syſtems der Land⸗ 
wehr zu erblicken vermag; daß das der Reorganiſation zu Grunde liegende 
Princip aber in gerade entgegengeſetztem Sinne das Landwehr⸗Syſtem ver⸗ 

nachläſſigt und dagegen das ſtehende Heer im Widerſpruch mit dem Geiſte 
und Wortlaut des allegirten Geſetzes in den äußerſten Vordergrund ſtellt, 
daß die in Folge deſſen durchaus ungenügend organiſirte Landwehr 1. Auf: 
gebots auf die Abſicht der königl, Staatsregierung ſchließen läßt, einen 
etwaigen Krieg allein mit derzmobilen ſtehenden Armee zu führen, daß dieſe 
aber unter den obwaltenden Umſtänden um mehr als 50,000 Mann ſchwä⸗ 
cher ſein würde, als die früher aus der Linie und Landwehr 1. Aufgebots 
zuſammengeſetzte Feldarmee; daß die Koſten für dieſe mehr auf militäriſche 
Demonſtrationen, als auf die wirkliche Kriegführung berechnete Reorganiſa⸗ 
tion trotz der augenblicklich beobachteten äußerſten Einſchränkung und 

Vertagung aller nur irgend aufſchiebbaren Ausgaben ſchon jetzt den Etat 
von 1859 um 8 Mill. Thaler überſteigen; daß indeſſen bei völliger Durch⸗ 
führung und bei gewiſſenhafter Bedachtnahme auf alle erforderlichen ſächli⸗ 
chen Ausgaben die Mehrkoſten ſich binnen Kurzem noch ſehr beträchtlich 
ſteigern würden; daß endlich die beſtehenden Heeres⸗Inſtitutionen ſich in 
vielfachem Widerſpruche mit den ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen und den 
Wünſchen des Landes befinden; erachtet es das Haus der Abgeordneten als 
feine unabweisbare Pflicht, die Erwartung auszusprechen: — die königliche 
Staats⸗Regierung werde die durch das Intereſſe des Landes dringend ge⸗ 
botene Einſtellung der Kriegsbereitſchaft als den geeigneten Zeitpunkt er⸗ 
achten, um die Inſtitutionen der beſtehenden Wehrverfaſſung im Anſchluß 
an das Landwehrprinzip einer den ſtaatlichen und ſocialen Verhältniſſen 
der Gegenwart entſprechenden Reform zu unterwerfen und demgemäß der 
Landesvertretung einen in dieſem Geiſte entworfenen Organiſationsplan 
vorlegen, welcher insbeſondere die Leibes⸗ und Waffen ⸗Uebung mit 
Hilfe der Schule und Gemeinde zu einem Gegenſtande der Erziehung 
und der dauernden Gewohnheit des Volkes macht, den erſten Fahnen ⸗ 
dienſt verkürzt, die Wehrpflicht nach Maßgabe eines alljährlichen Aushebungs⸗ 
geſetzes, über das jetzige Maß hinaus erweitert und zu einer praktiſchen Durch⸗ 
führung einen Koſtenaufmand beanſprucht, der es geſtattet, den Sold der 

Truppen zu erhöhen und die nothwendigen Ausgaben für ſächliche Kriegs⸗ 
bedürfniſſe zu beſtreiten, ohne die Staatskaſſe mit einem jährlichen Deficit 

belaſten, neue Steuern ausſchreiben und den übrigen Zweigen der Staats⸗ 
verwaltnug die ſeit vielen Jahren vorenthaltenen Geldmittel auch noch fer⸗ 
nerhin vorenthalten zu müſſen. 

[Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit.] Die Abgg 
Meibauer, Mellien und Dr. Paur haben eine von der deutſchen Fort: 
ſchrittspartei ausreichend unterſtützte Interpellation eingebracht, in der 
vom Standpunkte der verfaſſungsmäßigen Gleichberechtigung aus die 
Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit, außer für rein militäriſche und 


Disciplinarvergehen angeregt wird. 


Wriezen, 3. Juli. [Ein Duell.] Man ſchreibt der „Volksz.“!: 
Ueber ein Opfer einer barbariſchen Sitte habe ich Ihnen heut zu be⸗ 
richten. Einer der beliebteſten und tüchtigſten Offiziere unſerer Garni⸗ 
ſon iſt heute Morgen, von einer tödtlichen Kugel in der Bruſt getrof⸗ 
fen, gefallen. Der Getödtete iſt der Premier-Lieutenant Fürbringer, 
Sohn des Stadtſchulraths F. in Berlin; ſein Gegner, Seconde-Lien⸗ 
tenant Freiherr v. Zedlitz⸗Neukirch, Sohn des früheren Polizei⸗ 
präſidenten, hatte den erſten Schutz und blieb daher unverſehrt. Ob 
politiſche Streitigkeiten (Hr. v. Zedlitz gehört der feudalen Partei an), 
oder Liebeshändel das Duell herbeiführten, konnte ich nicht erfahren. 
Es gehen darüber verſchiedene Gerüchte in der durch dieſen traurigen 
Vorfall erregten Stadt. Herr v. Zedlitz machte ſich ſchon bei den letzten 
Wahlen ſehr bemerkbar. Einſtweilen hat er Stubenarreſt erhalten. 

Von einem Landmann aus Neu⸗Lewin in der Nähe von 
Wrietzen geht uns noch ein Bericht über das Duell zu. Danach war 
Hr. v. Zedlitz der Beleidigte; über die Art der Beleidigung gehen nur 
Vermuthungen um. Die Duellanten gehörten dem brandenburgiſchen 
Inf.⸗Regiment Nr. 60 an; die Sache hatte dem Ehrenrath in Berlin 
vorgelegen! „Der Verſtorbene, ſo ſagt der Schreiber — war ein Mann 
wie er ſelten zu finden iſt, ſowohl für den Bürger, wie für den Land⸗ 
mann. Jedermann achtete und ehrte denſelben und feine Untergebe— 
nen verloren in ihm einen liebevollen Vorgeſetzten.“ 


= 
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Deutſchland. 

Kaſſel, 3. Juli. [ueber die Maßregeln des neuen Mi⸗ 
nifteriums] wird der „Südd. Z.“ von hier berichtet: Ein verſöhn⸗ 
licher Schritt des Miniſteriums ſei der, daß der Verkauf der gepfän⸗ 
deten Gegenſtände der hanauer Steuerverweigerer, welcher, nachdem er 
in Hanau nicht zu Stande gekommen, bier bewirkt werden ſollte, 
ſiſtirt worden ſei. Die Sachen ſollten nach Hanau zurückgeſendet wer⸗ 
den, da man annahm, daß nunmehr freiwillige Steuerzahlung erfol⸗ 


gen werde. 
Oeſterrei ch. 

Wien, 4. Juli. [Oeſterreich und Montenegro.] Die 
„Donau-.“ bringt folgende offizielle Berichtigung: „Eine Correſpon⸗ 
denz⸗Nachricht der „Independ. belge“ giebt mehreren hieſigen Blättern 
Stoff zu weitläufigen Erörterungen. Das brüſſeler Blatt läßt ſich 
nämlich aus Paris melden, für die Aufrechthaltung der Oberherrlich⸗ 
keitsrechte der Pforte auf Montenegro, die es vertheidige, habe das 
k. k. Cabinet ſich geneigt erklärt, Conceſſionen anderer Art, als z. B. 
die Schleifung der Feſtung Belgrad und die Bewilligung eines Hafens 
im adriatiſchen Meere für Montenegro, bei der Pforte zu unterſtützen. 
Wir find in der Lage, dieſe Nachrichten der „Ind. beige‘ im Ganzen 
wie in allen ihren Einzelheiten als durchaus erfunden zu bezeich⸗ 
nen. Nicht nur das öſterreichiſche Cabinet, ſondern auch Frankreich, 
Großbritannien und Preußen erkennen, in Betreff der ſerbiſchen Ange: 
legenheiten und des Beſatzungsrechtes der hohen Pforte in dem ge: 
nannten Frſtenthum, die bezüglichen Beſtimmungen des pariſer Ver⸗ 
trages, als maßgebend auch für die Zukunft, an. Für Montenegro 
hält Oeſterreich an der mit großem Aufwand an Zeit und Koſten 
unter allfeitiger Zuſtimmung feſtgeſtellten Grenzberichtigung vom 2. Fei 
bruar 1860. Es liegt ſchlechterdings kein Grund vor, für einen weder 
Handel noch Gewerbe treibenden Volksſtamm die Einräumung eines 
Seehafens zu bevorworten. Hiermit erledigen ſich auch die Raijonne: 


ments, welche die bezeichneten hieſigen Blätter an jene falſchen Gerüchte] g 


knüpften.“ 

Ruf lan d. 
© Warſchau, 5. Juli. [Zum Attentat.] Der junge 
Nenſch, der auf den Statthalter geſchoſſen, gab ſich anfangs für einen 
Chirurgen aus und nannte ſich Malinowski; ſpäter nannte er ſich an⸗ 
ders; bald darauf wollte er gar ein Ruſſe ſein, und erſt geſtern gegen 
Abend erfuhr man, daß er Joſeph Juruſinski heißt, 22 Jahr alt 
und Schneidergeſelle iſt. Viele junge Leute find geſtern am Tag und 

in der Nacht verhaftet worden, darunter einige Offiziere. 

Großbritannien. 

E. C. London. Die telegraphiſche Nachricht, daß Rußland 
das Königreich Italien anerkannt hat, wird viele freudige 
Leitartikel hervorrufen, aber der „Advertiſer“ (das einzige Blatt, 
das ſchon heute davon ſpricht) kann den Italienern zu dieſem ſchein⸗ 
baren Triumph nicht Glück wünſchen, denn die Anerkennung ſei an 
die Bedingungen geknüpft, daß die italieniſche Regierung die Sache 
Polens und Ungarns im Stiche laſſe und die Permanenz der weltli- 
chen Herrſchaft des Papſtes anerkenne. Man werde fragen, wie der 
ſchismatiſche Selbſtherrſcher aller Reußen dazu komme, ſich jo lebhaft 
für das Oberhaupt der römiſch⸗katholiſchen Kirche zu intereſſiren. Es 
fei aber der perfide Vermittler dieſer verklauſulirten Anerkennung, es 
ſei L. Napoleon, der durch den Mund des Zaren ſpreche, und der 
nur einen Vorwand ſuche, die militäriſche Beſetzung Roms auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit zu verlängern. Das italieniſche Volk habe ſich für dieſe 
Beſcherung in erſter Linie bei Napoleon III. und in zweiter bei Na⸗ 
voleons gelehrigem Werkzeug, bei Signor Ratazzi, zu bedanken. 


. Breslauer Sternwarte. 
5. Juli 10 U. Abds. 


27 7,39 +12,0 SO. 1. Heiter. 
5 Juli 6 U. Morg.] 27 6,51 | +12,2 SO. 2. Sonnenblicke. 
2 Uhr Rahm. | 27 6,33 | +33 | W. I. Sonnenblicke. 
‚10 Uhr Abds. J 27 4,69 | +18,0 S. 1 Heiler. Wetterl. 
7. Juli 6 U. Morg.] 27 5,36 | +14,0 | W. 2. Veit Bb Gewa. R. 


Waſſerſtand. 

Breslau, 7. Juli. Oberpegel: 14 F. 10 Z. Unterpegel: 1 F. 6 3. 

Badiſche 35 Fl.⸗Looſe. Verlooſung vom 30. Juni 1862. Aus zah⸗ 
lung am 1. Oltober 162. Nr. 9824 9844 89,473 97,661 134,648 143,580 
145,168 202,654 297,770 und 307,215 à 1000 Fl. 

In der am J. d. M. dewirkten 27. Prämienziehung des kurheſſiſchen 
Staats⸗Lotterie⸗Anlehens vom Jahre 1845 find 36,000 Thlr. auf die 
Nr. 44.147; 8000 Thlr. auf die Nr. 35,642; 4000 Thlr. auf die Nr. 122,547 
2000 Thlr. auf die Nr. 3799; 1500 Thlr. auf jede der Nummern 3796 und 
146,028; 1000 Thlr. auf jede der Nummern 7140, 42,434 und 106,986; 
400 Thlr. auf jede der Nummern 82,728, 115,559, 122,152, 138,695 
und 159,186; 200 Thlr. auf jede der Nummern 35,540, 48,188, 82,837, 88,457, 
111,280, 114,144, 115,568, 122,156, 137,701 und 140,003; 120 Thlr. auf 
jede der Nummern 3776, 7136, 19,841, 29,045, 48,864, 56,454, 56,955, 56,975, 
68,628, 84,778, 84,795, 115,683, 132,728, 132,738, 135,855, 136,686, 138,656, 
146,036, 158,502 und 158,511 gefallen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 5. Juli, Nachm. 3 Uhr. Die Rente begann zu 68, 35, ſtieg 
auf 68, 50 und ſchloß zu dieſem Courſe in feſter Haltung und ziemlich be⸗ 
lebt. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92 / eingetroffen. Schluß⸗ 
Courſe: Zproz. Rente 68, 50. 4 proz. Rente 97, 25. Zproz. Spanier 
47%. Iprz. Spanier 43%. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗ 
Altien 492 coup. det. Eredit⸗mobilier⸗Aktien 830 coup. det, Lomb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 611. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 

London, 5. Juli, Nachm. 3 Uhr. Silber 61. Regen. Lauser 92. 
Iproz. Spanier 43%. Mexikaner 28%. Sardinier 83. 5proj. Ruſſen 95. 
4 proz. Ruſſen 89, 

Wien, „ Juli, Mitt. 12 Uhr 30 M. Börſe feſt, doch geſchäſtslos. öproz. 
Metall. 71, 20. 4 proz. Metall. 62, 75. Bank⸗Aktien 814. Nordbahn 
4194, 20. 1854er Looſe 91, 25. National⸗Anleihe 82, 75. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 256, —. Creditaktien 218. 20. London 127, 90. Hamburg 
95, 25. a 50 60. Gold. Silber Cliſabetbahn 160, 50 
Lomb. Eiſenbahn 283, 50 Neue Looſe 131, 90 1860er Looſe 92, —, 

ankfurt a. M., 5. Juli, Nm. 2 U. 3 . Oeſtr. Effekten im Allgemeinen 
ſehr feſt bei ſtillen Umſätzen. e neue Ruſſen 90%. Schluß⸗ 
Courſe: Ludwigsh.⸗Berbach 135. Wiener Wechſel 92%. Darmſt. Banl- 
aktien 26%, Darmſt. Zettelbank 249. 5prz. Met. 54. Yo Met. 47%. 
1854er Losſe 71%. Oeſterr. National⸗Anleihe 65%. Oeſt.⸗Franz. Staats: 
Eiſenb.⸗Attten 234. Oeſterr. Bank⸗Antheile 752. Oeſt. Credit⸗Aktien 200%. 
Neueſte öſterr. Anleihe 7371. Oeſterr. Cliſabet⸗Bahn 121. Mhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 33. Mainz⸗Ludwigsb. Lite, A- 124%. 

Hamburg, 5 Juli. Nachm. 2 Uhr 30, Minuten. Börſe ſehr geſchäſtslos. 
Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleihe 63%. Oeſterr. Credit⸗Attien 84%. 
Vereinsbant 101%. Norddeutſche Bank 95%. Rheinische 92%. Nordbahn 
62%. Disconto 4. Wien —, —. Petersburg —. 

Hamburg, 5. Juli. [Getreidemartt.] Weizen loco ruhig, ab 
auswärts stille. Roggen loco feſt, ab Königsberg pr. Juli⸗Auguſt 84 bis 
8⁵ 5 nur ſehr einzeln 83—84 zu machen. el flau loco 29%, 
pr. Oktbr. 234%, Kaffee ruhig. Zink ohne Umſatz. 


Liverpool, 5. Juli. 
Preiſe weniger animirt. 


Berlin, 5. Juli. In den Papieren der leichten Spekulation war das 
Geſchäft heute von größerer Regſamkeit, in einzelnen dahin gehörigen Eſſekten 
erreichte der Umſatz ſelbſt eine gewiſſe Bedeutung, dagegen war der Capital⸗ 
markt deſto unthätiger. Die ſchweren Effekten waren überhaupt mit wenigen 
Ausnahmen, wenngleich feſt und zum großen Theil ſelbſt von den Inhabern nur 
zu höheren Courſen dargeboten, doch von den Käufern vernachläßigt und beinahe 
ohne Ausnahme ſehr unbelebt. Auch in den öſterreichiſchen Sachen war der 
Verkehr äußerit ſchwach, ſchwächer als an irgend einem Tage dieſer Woche. Die 
wiener Courſe, die ſich bereits in der Zeitung finden, lauten nicht ganz ſo 
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[Baumwolle.] 


1 


12,000 Ballen Umſatz. — 


gut wie geſtern, ihnen entſprechend waren auch hier die gegen Courſe 
nicht überall aufrecht zu halten. Diskonto erhält ſich 00 alt % 5-8) 


Berliner Börse vom 5. Juli 1862. 2 


Fonds- und Geldeourse, 54 = 
Freiw. Btnata-Anloihef44 11014, B Oberschian. B. 70% 134% B 
Steata-Anl. v. 1880, 524% 100 bz. dito 0. . 713154 B 
dito 84, 55, 68, 574% 101 % bz. dito Prior a. — | de rue 
alto 1865 100% bz. dito Prior B. - 1314,83 G. 
dito 1865] 6 108% ba. dito Prior C—— 4 
Staats- Schuld- Nc. Rdn to Prlor D.. — 406 bz. 
Prim.-Anl. von 1885 3% 122% bz Alto Prior E. — 4½85 G. 
Borliner Stadt-Obl, „4,1102, bz dito Prior F. 4% 1014 0 
Kur- u. Noumärk. . [344 103%, bz Oppeln-Tarnow. 1 | A 147% B 
©; dito dito 101%, bz Prinz-W, (St.-V.) 7 460 B. 
2 FPommersche . 91% B Rheinische 4 04 br. 
8 dito neu 101 tz dito (Bt.) Fr. — 4102 B. 
Pogon scho. 404% 6. dito Prior. . — 43 8. 
El a . 7 .“ aud II. Em. | — ae bz. 
dito neue 99 bz. Rhoin-Nahebahn | — | 4 131%, bz. 
Schlesische fu 4% B. Bubrort-Orsfeld. | 3187 vo B. 
2 [Kur- u. Noumärk 9 ba. Btarg.-Posenor . 4 3809 ½ bz. (excl. D.) 
3 Pommersche 4 bz. ringer. 6 4 65055 0. 
E Posens ches A387, bz. Wilhelme-Babn „| — 456 bz 
5 Proussischs ...... 4 ½ bz. dito Prior . — 4 [91% G. 
2 Woestk. u. Rhein. .| 4 50% dz. dito III. Em. | — 4% — — 
3 F e 4 700 dito Prior 81. — 45 92%, ba. 
Schlesische 4 fi00% bz do dio — 894% 
Loulsdor 09% bz 
Goldkronen . 6 bz 4 Preuss. und ausl. Bank-Actien. 
Ausländische Fonds. ee 
Oesterr. Metall. . b 156 ba. Berl. R.-Verein. 91 4116 @ 
dito Bier Pr.-Anl. | A |74 B. Berl.-Hand.-Gos. 491 B. 
dito neus 100-fl.-L. I — 70 B Berl. W.-Ored.- G. — } 5 — — 
dito Nat.-Anlelho. 8 66 4 65%, bz | Braunschw.Benk 44 “ etw. bz 
dito Bankn.n.Whr.) — 179% bz. Bremer 8 4 [105% B. 
Russ.-engl, Anleihe. 4 bz. Coburg. Orodit- A. 472 &. 
dito B. Anleihe 5 86% etw, ba. Darmst. Zettel-B.| f 4 8 G. 
dito poln. Sch.-Obl.] 4 182% B. Dermat. Credb.-A.] 5 E 37 B. 
poln. Pfandbrieo . 4 — — Dose. Oreditb.-A.| — 4 15% 6. 
dito III. Em. 467 ½ etw. ba. u G. Disc.-Om.-Anthi. | 6 | 4 % tzu.G 
Poln. Obi. à 00 FI. . 4 03 B. Genf. Oroditb.-A.] 2446 ½ 1 P. da. 
dito 4 300 FI. . 5 5 ½ B. Geraer Ban. 5 1 G. 
dito & 200 Fl. — 23% 6. Harb. Nrd. Bank! d 4 4% G. 
Poln. Banknoten ie & % beuG. | „ Ver „ Fm 4101 6. 
Kurhoss. 40 Tul. — 157 Hannov. 5 4% 4 08 ½% G. 
aden 35 Fl........:1— 1314, G. 5 or 3 14 18½ 5. 
axombre. „ ı0 4 %% @. 
Astion-Course, Magd. Priv. ı 4%. 4 0% 55. 
D. Zej Mein.-Oredith,-A.| 6 | 4 59 pa, 
18810, Minorva-Bwg.-A. | —— | 5 28½ G. 
Anch.-Dünseld, 367 65% bz Oester. Ordtb.-A.| 7% 8 |B6 4 85%, br 
Aach.-Mastricht, 22 es ba Pos. Prov.-Bank 5 4 |96% ba. 
Amst.-Botterdam| 5 A |884, ba Preuss. B.- Antbl | A, 122 @. 
Borg.-Märkischa | 6% 4 11094, 8 Schl. Bank-Ver. 2 
Berlin-Anhalter . 84,| A 140% 6. Thüringer Bank } 2 
Berlin-Hamburg. | 86 411 bz. Weimar. Bank. 4 
Berl.-Potad.-Mgd.] 11] 4 184% bz. 
Berlin-Stettiner . % 4 127 ½ bu. (excl. D.) Wechsel-Cours 
Breslau-Freibrg. | Ef 4 128% bz. 10 T. 143 
In-Mindener 12 ½ 5 176%, ba. 2 UH. 
Franz.öt-Risenb, | 6 131 bz. (excl. D) 1182 8 
Ludw.-Bezbach. | 3 | A j135%, B. . 12: H. 60 % bz 
d.-Halberat. . 22 ½ A 1300 @ Is, 22 
Magd.-Wiltenbrg.) 1½ 4 144 G 2 M. 80 ½ 
Lud 7 4124 bz östorr. Wahc. Js T. 
Mecklenburger ..| 2½ 4 157%, ba. 
Mänster-Hammerf 44 08 bz 
Neisso-Brieger . 314] 4 [73 B. T. 
Niederschleg. ...| 4 | 4 % bz 
„Schl.-Zweigb. | 1141 4 70 b. H. 60.8 ba. 
Nordb. Fr.-W.) 3463 bz u. W.|06 ba. 3 M. 38 ½ bs. 
dito Prior. . — 4% — . 087 . 2 
Obersckles. A. . 7,13% ]154 B 3 770% ba. 


Breslau, 6. Juli. Wind: Welt, Wetter: des Nachts Gewitter und 
Hagelwetter, am Tage ſehr bewölkt. Thermometer Früh 13 Wärme. Die 
Zufuhren von Getreide waren heut mittelmäßig gut, die Kaufluſt belebt und 
Preiſe feſt oder höher. . 

Weizen in feiter Haltung; pr. 85pfd. weißer 75—88 Sge., gelber 75 
87 Sgr. — Roggen gut preis haltend; pr. 84pſd. 55—58.—60—62 Sgr. 
— Gerſte neuerdings höher bezahlt; pr. 70pfd. 41442 Sgr., feinſte 
Waare über Notiz bezahlt. — Hafer behauptet; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 26— 
58 — Erbjen und Wider gefragter. — Rapskuchen gefragt; 
53 Sgr. — Oelſaaten bei ſchwächeren Angeboten geringer Qualitäten 
ruhiger. — Schlaglein wenig angeboten. 


Sgr.pr.Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 75—88—89 Erbſen 18—50—54 
Gelber Weizen 75—83—88 Wicken e 38—41—44 
Geringer u. blauſpitziger 687380 Sgr. pr. Sada 150 Pfd. Brutto. 
Roggen 55—59—63 Schlag⸗Leinſaat .. . 160 —185—210 
o 40—42—44 Winter⸗Raps 160—200—226 
Fc 24—26—29 Winter⸗Rübſen 208 226—244 


aAfer 1 
Kleeſaat, rothe blieb ſehr gut zu 


Ctr. 
netto 22—25 Sgr. 

Sobes Rabbl pr. Chi. Des 14 Ale. Sonmerm 
Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 14% Thlr., Sommermonate 14% Thlr., pr. 
Herbjt 14% Thlr. Br. — Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Laa 
18½ Thlr., Sommermonate und Herbſt 18% Thlr. Br. 


Theater⸗Nepertoire. 
Montag, den 7. 
in 4 Aufzügen von Roderich Benedix. 
Stadttheater in Mainz, als Galt,) 
Dinstag, den 8. Juli. 
Große Oper in 3 Akten von F. Romani. Muſik von Donizetti. 


Im Wintergarten, Montag den 7. Juli: 


Victoria⸗eſt 


zum Beſten der Friedrich⸗Wilhelm⸗Victoria⸗Landes⸗Stiftung. 


Fahnenſchmuck. Doppel⸗Concert. Große Illumination des 


— nenn Parens 8 — 
— een HERE — 


—— 


— 


uli. (Kleine Preiſe.) „Mathilde.“ Schauspiel 
9 (Mathilde, Fräul, Bechtel, — 


(Kleine Preiſe.) „Lucrezia Borgia.“ 


Gartens, arrangirt von einem Ehrenmitgliede der Stiftung. Große beuga⸗ 


liſche Feuer, vom Theaterfeuerwerker Hrn. Kleß. Theater⸗Vorſtellung. 


Programm 


1) Großes Doppel⸗Concert, ausgeführt von der Kapelle der Schleſiſchen 
Art.⸗Brigade (Nr. 6), unter Leitung des Kapellmeiſters Hrn. Englich, 
und der Kapelle des Sommertheaters, unter Leitung des Muſikdirectors 


Hrn. Büchel 


. el, 
2) Feſtrede, auf Wunſch des Vorſtandes geſprochen vom Ebrenmitgllede 
mer. 


Hrn. Conſiſtorialrath Profeſſor Dr. Böh 


3) Große photographiſche Expoſition der anweſenden Gönner der 


Stiftung, die augenblickliche Anfertigung eines Bildes von der 


l anzen 
Verſammlung der geehrten Anweſenden (zwiſchen 3—4 Uhr). * 


4) Fontaine mit wohlriechendem Waſſer, offerirt von dem Präſes 


der Stiftung, Hrn, Kaufmann Groß. 


5) Prolog, gedichtet von dem Vorſtands⸗Ehren⸗Mitgliede Herrn Ober⸗ 
Fabeln geſprochen auf der Bühne von dem 


Präſidial⸗Kanzlei⸗Inſpector 


Bezirks⸗Commiſſarius Hrn. Fabrikanten Hahnewald. 


6) Doppel ⸗Vorſtellung. Erſte Vorſtellung (Anfang 4 Uhr): „Die 
Volksſtück mit Geſang in 3 Abtheilun⸗ 
! Muſik von F. Gumbert. — 
weite Vorſtellung (Anfang 7 Uhr): 1) „Reich an Liebe, oder: 
N 2) „Das 
Komiſches Gemälde aus dem Volksleben 


Lieder des Muſikanten.“ 
en und 5 Aufzügen von R. Kneiſel. 


Nur fünf Gulden.“ Luſtſpiel in 1 Akt von Bornſtein. 

Feſt der Handwerker.“ 

in 1 Akt, als Vaudeville behandelt von L. Ange. 
7) Mit Beginn der Dunkelheit: Große Illum 


5 | nation des Gartens. 
8) Durch das freundliche Entgegenkommen des Hrn, Director Albrecht 


wird die Illumination durch die Beleuchtung der elektriſchen Sonne, 


die bei Anweſenheit Sr. Maj. des Königs auf dem Exercierplatze fo all» 


gemeine Bewunderung fand, erhöhten Reiz gewähren. 
9) Nach der zweiten . 
vom Theater⸗Feuerwerker Herrn Kl 


ef. 


Großes Feuerwerk, angefertigt 


10) Großer Zapfenſtreich, mit Umzug durch die Gänge des Gartens, 


bei bengaliſcher Beleuchtung. 
11) Miete un Ne Concerts. 
illets zum Eintritt in den Garten à Perſon 3 Sgr., 


10 Jahren 1 Sgr. ſind bis Nachmittag 1 Uhr in den durch die geſtrigen 


Zeitungen bekannt gemachten Commanditen zu haben. Entree an der Kaſſe 


a Perſon 5 Sgr., für Kinder unter 10 Jahren 2% Sgr. 
Der Vorſtand der Friedrich⸗Wilhelm⸗Victoria⸗Stiftung. 
— 


Io Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Kinder unter 


D EBEN a ra 


mine fi 
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